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Es vergeht in Basel kaum ein Tag, ohne erschreckende Mitteilungen in den Medien über 
Prügeleien und Schlägereien mit schweren Verletzungen und bleibenden körperlichen und 
seelischen Schäden. Oft werden vor allem junge wehrlose Menschen im Ausgang grundlos 
angegriffen und verletzt. Einige der bedauernswerten Opfer werden so schwer verletzt, dass sie 
wochen- bis monatelang im Koma liegen, den Rest ihres Lebens mit schweren Behinderungen 
weiterleben müssen, lebenslänglich auf fremde Hilfe im Alltag und bei der Pflege angewiesen sind 
und nie mehr einem Beruf nachgehen können. Endlich hat man das Thema auch in den Zeitungen 
und im Fernsehen thematisiert und sich bei den betroffenen Notfallstationen erkundigt, welche 
diese Beobachtungen leider eindrücklich bestätigen müssen. Die Resultate der Gewaltstudie sind 
beängstigend und es ist bis jetzt kein Ende der Gewaltspirale erkennbar.  

In diesem Zusammenhang frage ich die Regierung an: 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat das Resultat der Gewaltstudie für den Kanton Basel-Stadt? 

2. Gibt es genaue Zahlen über Anzahl Verletzte, Schweregrad der Verletzungen und Zahlen 
über dauernde Spätschäden und Invalidität bei den Opfern und wenn ja, wie sehen diese 
aus? 

3. Werden die Opfer und ihre Familien vom Kanton betreut und unterstützt und wenn ja, in 
welcher Form? 

4. Werden die Täter in der Regel gefasst und entsprechend ihrer Tat verurteilt? 

5. Werden die Täter an den entstehenden Folgekosten für Pflege und Invalidität bei den Opfern 
beteiligt, oder müssen die Krankenkassen, die Unfallversicherungen oder die IV für die oft 
riesigen Kosten alleine aufkommen? 

6. In welcher Form wird das Personal der betroffenen Notfallstationen der öffentlichen Spitäler 
unterstützt und geschult, um der neuen Herausforderung gerecht zu werden und die bisher 
unbekannten Verletzungsmuster korrekt und speditiv behandeln zu können? 

7. Besteht die Möglichkeit, zu den Risikozeiten an den Risikostandorten zum Beispiel mit 
vermehrter Polizeipräsenz Abhilfe zu schaffen oder sind die personellen und materiellen 
Mittel der Polizei dazu zu knapp? 

8. Ist der Regierungsrat bereit, zur Lösung des Problems Geld zu sprechen im Sinne der 
Prophylaxe oder sieht er dazu keinen Anlass? 
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